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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Eine Mehrheit des Nationalrats sah die Ehre des schweizerischen Parlamentes durch
Äusserungen beleidigt, welche Nationalrat Ziegler (sp, GE) in ausländischen Medien
gemacht hatte. Stein des Anstosses war vor allem seine Aussage in einer
Fernsehsendung des Süddeutschen Rundfunks, dass 70% der Parlamentarier
Verwaltungsratsmitglieder von Grossbanken seien (in Wahrheit sind es 4,5%) und dass
das Parlament korrupt sei. Die Volkskammer überwies mit 83:54 Stimmen eine Motion
Stucky, welche vom Ratsbüro verlangt, den Wahrheitsgehalt dieser Anschuldigungen
abzuklären und gegebenenfalls eine Entschuldigung von Ziegler einzuholen und diese
der Offentlichkeit bekannt zu machen. Die mündlichen und schriftlichen Aussagen
Zieglers werden das Parlament auch weiterhin beschäftigen. So reichte ein Genfer
Untersuchungsrichter ein Gesuch um Immunitätsaufhebung wegen einer
Verleumdungsklage eines Genfer Geschäftsmannes ein. Die zuständige
Nationalratskommission beschloss, dem Plenum die Ablehnung des Gesuchs zu
beantragen. In Zusammenhang mit seinem in Paris erschienen Buch «La Suisse lave plus
blanc» ist Ziegler in Frankreich, wo ihn keine Immunität schützt, im Verlauf des
Berichtsjahres in mehreren Fällen wegen Verleumdung bzw. Beschimpfung eingeklagt
und zum Teil bereits verurteilt worden. 1

MOTION
DATUM: 19.03.1990
HANS HIRTER

Nach dem Nationalrat stimmte auch der Ständerat einer Motion Schmid (gp, TG) zu, die
eine Erhöhung der Vorsorgeentschädigung für Parlamentarier verlangt. Damit soll ein
Manko bei der beruflichen Vorsorge ausgeglichen werden, das den Mandatsinhabern
aus dem teilweisen Verzicht auf ihre ordentliche Erwerbsarbeit entsteht. 2

MOTION
DATUM: 08.06.1993
HANS HIRTER

Das Parlament erteilte dem Bundesrat den Auftrag, zu überprüfen, ob in der laufenden
Revision der Akkreditierungsverordnung eine Offenlegungspflicht für die
Interessenbindung der Bundeshausjournalisten einzuführen ist. Der Nationalrat, von
dem diese Idee ursprünglich stammte, schloss sich im Berichtsjahr der kleinen Kammer
an und überwies die von dieser abgeänderte Motion Stahl (svp, ZH). Der Nationalrat
stellte sich damit gegen die Mehrheit seiner SPK, welche seit dem letzten Jahr ihre
Meinung geändert hatte und nun eine derartige Gesinnungsüberprüfung bei
Medienschaffenden als unnötig und rechtswidrig beurteilte. 3

MOTION
DATUM: 23.03.2007
HANS HIRTER

Ein ziemlich profanes Anliegen behandelte eine immerhin von 115 Mitunterzeichnern
eingereichte Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH), die sich daran störte, dass der IT-
Support nur jenen ParlamentarierInnen gewährt wird, welche die Standard-Geräte und
-Software (Windows) verwenden. Sie verlangte eine Gleichberechtigung vor allem auch
für Apple-NutzerInnen. Der Vorstoss wurde im Nationalrat jedoch mit 100 zu 60
Stimmen und in erster Linie aus Kostengründen abgelehnt. Mit Ausnahme der
geschlossen ablehnend stimmenden BDP und der zustimmenden SP gab es in allen
Fraktionen Abweichler. Ob es sich dabei um Apple-Nutzer handelte, ist aus dem
Ratsprotokoll nicht ersichtlich. 4

MOTION
DATUM: 26.09.2013
MARC BÜHLMANN

Darüber, dass Interessenbindungen von Ratsmitgliedern transparenter werden müssen,
waren sich die Staatspolitischen Kommissionen beider Räte bereits mit einer
parlamentarischen Initiative Streiff-Feller (evp, BE) einig geworden. Eine Motion
Grossen (glp, BE) wollte noch einen Schritt weiter gehen und Interessenbindungen
schon vor den Wahlen offenlegen. Sämtliche National- und Ständeratskandidaten
sollten also nicht nur ihre beruflichen Tätigkeiten, sondern all ihre Mandate in
Führungs- und Aufsichtsgremien, Beiräten, Stiftungen und Interessengruppen in einem
öffentlichen Register einsehbar machen.  
In seiner Antwort begrüsste der Bundesrat zwar die Idee und betonte, dass die
Information über Interessenbindungen in der Tat eine zusätzliche Entscheidhilfe bei
Wahlen darstellen könne. Allerdings empfahl er die Motion zur Ablehnung. Erstens seien

MOTION
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN
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bei den Ständeratswahlen die Kantone verantwortlich und zweitens wäre der Aufwand
bei rund 4000 Nationalratskandidaturen – bei den Wahlen 2015 hatten insgesamt 3788
Personen für ein Amt in der grossen Kammer kandidiert – viel zu gross. Zudem sei die
Aussagekraft fragwürdig, wenn es sich, wie vom Motionär vorgeschlagen, um eine
Selbstdeklaration handle. Die Exekutive verwies hier auf die Praxis bei den Wahlen: Die
Kandidierendennamen auf den Listen werden in fast allen Kantonen mit Berufsangaben
vervollständigt. Weil auch nicht geschützte Berufsbezeichnungen verwendet werden
und die gleiche Tätigkeit unterschiedlich bezeichnet werden könne, sei dies aber nur
wenig aussagekräftig. Das selbe Problem würde sich bei einer vom Motionär
geforderten Liste mit Interessenbindungen zeigen. Der Nationalrat folgte dieser
Argumentation und lehnte die Motion Grossen in der Herbstsession 2016 mit 119 zu 69
Stimmen ab. 5

Die Mitglieder der Bundesversammlung, des Bundesrates sowie die Bundeskanzlerin
oder der Bundeskanzler geniessen absolute und relative Immunität. Sie können
aufgrund von Äusserungen in den Räten weder strafrechtlich noch zivilrechtlich zur
Verantwortung gezogen werden (absolute Immunität). Auch Handlungen, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit Amt und Stellung stehen, können strafrechtlich
nicht verfolgt werden, wohl aber zivilrechtlich (relative Immunität). Parlamentarische
Immunität geniessen je nach Kantonsrecht in der Regel auch die kantonalen, nicht aber
die kommunalen Amtsträgerinnen und Amtsträger. Die Einführung dieser Immunität auf
lokaler Ebene war die Forderung einer Motion von Marco Romano. Der Tessiner CVP-
Abgeordnete machte geltend, dass die politischen Strukturen auf Gemeindeebene
wachsen würden und es immer mehr und grössere Gemeindeparlamente gebe. Es sei
nicht einsichtig, weshalb die dort in der Regel freiwillig tätigen Ratsmitglieder in ihrer
politischen Tätigkeit nicht auch durch Immunität geschützt werden sollten. 
Grundsätzlich sei die Idee durchaus verständlich, so die Ausführungen von Bundesrätin
Doris Leuthard bei der Diskussion der Motion im Nationalrat, in der Praxis aber mit
Problemen verbunden: Einerseits müssten Ausschlüsse von Strafverfolgung die
Ausnahme bleiben. Andererseits wäre das Gebot der Gleichbehandlung tangiert, da
auch nicht einsichtig sei, dass in Gemeinden ohne Parlament die Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger als Legislativorgan nicht auch Immunität geniessen sollten. Die
Magistratin lud den Motionär ein, das Anliegen in die Vernehmlassung zur Revision der
Strafprozessordnung einzubringen. Wenn es dort breite Zustimmung fände, sei der
Bundesrat gerne bereit, darauf einzugehen. 
Ob dies der Fall sein wird, bleibt angesichts des Abstimmungsresultats in der grossen
Kammer allerdings fraglich: Mit 66 zu 111 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) wurde die
Motion nämlich versenkt. Interessant waren allerdings die Stimmverhältnisse innerhalb
der Fraktionen: Die Mehrheit der SP-Fraktion (35 Stimmen bei 7 Enthaltungen) und der
CVP-Fraktion (21 Ja, 3 Nein, 4 Enthaltungen) sowie 9 Stimmen der SVP- und eine
Stimme der FDP-Fraktion könnten ein Hinweis dafür sein, dass das letzte Wort in
diesem Anliegen vielleicht noch nicht gesprochen ist. 6

MOTION
DATUM: 12.06.2017
MARC BÜHLMANN

Wie schon die Motion Reimann (svp, SG) in der Frühlingsession 2018 fand auch das
ähnliche Anliegen von Irène Kälin (gp, AG), den Parlamentarierinnen und
Parlamentariern sei nicht mehr wie bisher ein  Generalabonnement (GA) erster,
sondern neu zweiter Klasse zu bezahlen, im Rat keine nennenswerte Unterstützung. 
Ein GA erster Klasse sei ein unnötiger Luxus, begründete die Neo-Parlamentarierin in
der Ratsdebatte. Sie könne zudem der Begründung für die ablehnende Haltung des
Büros nichts abgewinnen. Freilich sei es so, dass Ratsmitglieder während ihrer Zugfahrt
arbeiteten und es sei auch so, dass der Lärmpegel und die dichtere Belegung dies in
der zweiten Klasse schwieriger machten. Es gebe aber zahlreiche Pendlerinnen und
Pendler, für die dies ebenfalls der Fall sei und die sich ein GA erster Klasse nicht leisten
könnten. Edith Graf-Litscher (sp, TG) führte für das Büro aus, dass auch zu
berücksichtigen sei, dass die Reise von Bern für viele Ratsmitglieder lange dauere und
man jene mit langer Strecke eher benachteiligen würde. Nur weil einzelne Abgeordnete
eine kürzere und ruhigere Reisestrecke hätten oder den Zug nicht als Arbeitsort
nutzten, sollten andere, die möglichst ungestört und konzentriert arbeiten wollten,
nicht eingeschränkt werden. Im Ratsreglement sei vermerkt, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier entweder ein GA erster Klasse oder einen entsprechenden
Pauschalbetrag erhalten. Es sei jedem Nationalrat und jeder Nationalrätin freigestellt,
diesen Pauschalbetrag zu beziehen und damit ein GA zweiter Klasse zu erstehen. Den
141 Gegenstimmen standen lediglich 31 befürwortende Stimmen gegenüber, die mit 28
Stimmen überwiegend aus der SVP-Fraktion stammten. Diese Zahl entspricht zwar der

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARC BÜHLMANN
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Zustimmung zur Motion Reimann, innerhalb des SVP-Lagers gab es aber einige
Positionswechsel in der Frage. 7
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